Haushaltsrede 2009

Der Fraktion der Freien Bürgervereinigung Gernsbach

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen Gemeinderäte, meine sehr verehrten Damen und Herren,

es liegt gerade einmal ein gutes Jahr zurück, da wir den Haushalt 2008 verabschiedeten. Damals gingen wir noch von einer positiven gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aus. Ein stabiles Wirtschaftswachstum von zwischen 1,5 und 2 % war prognostiziert, die Wirtschaftsexperten erwarteten eine weitere Reduzierung der Arbeitslosenzahl auf unter 3,5 Mio. Die Perspektive für die Republik, aber auch die Stadt Gernsbach versprach eine blühende Zukunft. Die heutige Situation ist ernüchternd:

Selbst Wirtschaftsexperten waren überrascht, wie schnell und nachhaltig die amerikanische Bankenkrise bedingt durch faule Kreditvergaben und wirtschaftspolitische Fehleinschätzungen sich in rasanter Schnelligkeit zu einer globalen Finanzkrise ausgeweitet hat. Rapide Umsatzeinbrüche, Insolvenzen von Traditionsbetrieben, Berichte von Massenentlassungen beherrschen die Tagespresse.

Konstellationen, die als zukünftiges Allheilmittel zur Finanzierung kommunaler Aufgaben gepriesen wurden wie zB. Cross-border-leasing stellen sich als Problem dar, bisher als unmöglich in einer Marktwirtschaft geglaubte Maßnahmen sind Tagesgespräch (zB. eine mögliche Enteignung der HRE).  Die Bundesregierung wirft im Rahmen von Konjunkturstützenden Maßnahmen mit den Milliarden nur so um sich, Im Wahljahr 2009 übertreffen sich die Bundespolitiker mit Wohltaten für den Wahlbürger. Welche Dynamik  aus dieser wahltaktischen Opportunität resultiert, sieht man heute bei der Verlängerung der Verschrottungsprämie.

Die Staatsverschuldung der Bundesrepublik ist seit ihrer Gründung mit hohem Tempo gewachsen. Betrug sie 1970 noch 63 Milliarden Euro (18% des BIP) waren es 2008 bereits 1515 Milliarden Euro oder 65,5% des Bruttoinlandsproduktes-Tendenz steigend. Es ist für den Normalbürger nicht nachvollziehbar, wie dieser Schuldenzug , der in den vergangenen fetten Jahren mit sprudelnden Steuereinnahmen, Spitzengewinnen der Industrie und entsprechenden Spitzenausschüttungen an Management und Kapitalgeber, in den kommenden schwierigen Zeiten gestoppt oder zumindest gebremst werden soll. Dies umso mehr, wenn man die aktuellen Wirtschaftsdaten berücksichtigt. Die Talfahrt der deutschen Industrie beschleunigt sich: Die Umsätze im verarbeitenden Gewerbe sanken im Februar im Vergleich zum Vorjahr um 23,3 %. Dies ist der stärkste Absturz gegenüber einem Vorjahresmonat seit Bestehen der Bundesrepublik. 

Was bedeutet dies für Gernsbach? Zur Beurteilung der Situation unserer Stadt in dem schwierigen gesamtwirtschaftlichen Umfeld hilft eine Analyse der Umfeldfaktoren.

Wie stellt sich das für die Zukunft der Stadt Gernsbach relevante Umfeld dar:

Die für die Entwicklung von Gewerbesteuer/Einkommenssteuer und Schlüsselzuweisungen als Haupteinnahmequellen eines Kommunalhaushaltes relevanten Bemessungsgrundlagen und Steuerungsgrößen entwickeln sich seit 10 Jahren rückläufig und werden tendenziell diesen Trend in den kommenden 10 Jahren fortsetzen. Ich möchte nur einige wenige Zahlen nennen (Quelle: www.wegweiser-kommune.de)
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Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte: 1999 (3721)
2006 (3069). Das bedeutet einen Arbeitsplatzverlust von ca. 20%. 

Die Bevölkerungszahl ist seit Jahren rückläufig. Die Alterstruktur der Bevölkerung zeigt einen eindeutige Richtung auf. Dies ist kein Problem von Gernsbach allein, wir sind hier im ländlichen Raum in guter Gesellschaft.

Was sind die Folgen daraus? Bei einem Rückgang der Bevölkerungsgröße kommt es auch ohne zusätzliche Verschuldung zu einem Anstieg der Pro-Kopf-Verschuldung. Steuereinnahmen sowie Zuweisungen hängen parallel an der Bevölkerungsentwicklung. Bei den Einkommenssteueranteilen wirkt sich die Alterung der Bevölkerung überproportional aus. Ähnlich sieht es bei den Ausgaben aus: Zurückgehende Einwohnerzahlen bewirken pro Kopf höhere Fixkosten. Augenscheinlich wird dies am Beispiel der Wasserversorgung. Regelmäßig zurückgehende Verbräuche bewirken steigende Kosten pro Einheit. 

Ich möchte hier keine Schwarzmalerei betreiben, aber allein die demographische Entwicklung zeigt auf , in welchem schwierigen finanziellen Umfeld sich die Stadt Gernsbach bewegt, und zukünftig bewegen wird.

Kommen wir zum Haushalt der Stadt Gernsbach im Einzelnen:

Mit einem Volumen von 6,225 Mio € weist der Vermögenshaushalt für die Finanzkraft der Stadt ein beachtliches Volumen auf. Leider müssen wir die Finanzierung der Investitionen durch eine Kreditaufnahme von 2 Mio € , sowie eine Entnahme aus der allgemeinen Rücklage von 885 Tsd. € finanzieren. Die Rücklage ist somit nahezu auf der Höhe des gesetzlichen Mindestbestandes. Wenn  bei einem aus Sicht der Freien Bürger immer noch sehr optimistischen Haushaltsansatz bei den Gewerbesteuereinnahmen von 4,3 Mio €, und einer bereits im Haushaltentwurf eingearbeiteten globalen Minderausgabe von 300 Tsd. €  gerade einmal eine Netto-Investitionsrate von 245 Tsd. € für Investitionen zur Verfügung steht, muß man wohl feststellen: Die Finanzen der Stadt Gernsbach stehen auf wackligen Beinen.

Dennoch ist es geboten, die Investitionen mit den Schwerpunkten Bildung und Erziehung, sowie Stadtentwicklung auf den Weg zu bringen:

Aus dem Konjunkturprogramm II stehen der Stadt 730 Tsd. € zur Verfügung. Den erwarteten ganz großen Wurf können wir damit nicht machen. Aber es können einige Aufgaben erledigt werden, die mittelfristig sowieso auf der Tagesordnung gestanden hätten. So schlägt die energetische Sanierung der Von-Drais-Schule mit 1,35 Mio. € zu Buche. Eine sowohl aus umwelt- wie auch bildungspolitischer Sicht sinnvolle Investition.

Wenn wir das finanzielle und personelle Engagement der Stadt Gernsbach im Bereich Bildung und Erziehung betrachten, erkennt man, dass hier ein absoluter Schwerpunkt liegt.

Es wird auch zukünftig prioritäres Ziel sein, Gernsbach als Bildungsstandort weiterzuentwickeln. Investitionen in Bildung und Erziehung sind langfristig das beste Konjunkturprogramm.    Hierbei geht es nicht allein um die schulische Ausbildung, sondern auch um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Tatsache ist hier, dass mir steigendem Bildungsgrad weniger Kinder geboren werden, dass hochqualifizierten Eltern , die für unsere Volkswirtschaft unverzichtbar sind , vor der Entscheidung Familie oder Beruf stehen und hierbei von der Gesellschaft allein gelassen werden. Hier gilt es weiter ,die Angebote der Kinderbetreuung auszubauen. Der Ansatz für die geplante Kinderkrippe in Hilpertsau findet daher unsere Zustimmung.

Gleiches gilt für die Planungsrate , die eingestellt ist für die Realschule:

Die kurzfristig notwendigen Maßnahmen, die dazu dienen, einen reibungslosen Schulbetrieb zu gewährleisten sind erfolgt oder werden zeitnah erledigt. Die Diskussionen um eine zukunftsfähige räumliche Ausstattung der Realschule in Verbindung mit einem Ganztagesangebot müssen schnellstmöglich in Gang gesetzt werden, allerdings unterlegt mit einem fundierten baulichen , organisatorischen und pädagogischen Konzept. Schnellschüsse sind hier nicht zielführend.

Neben dem Thema Bildung genießt die Stadtentwicklung aus Sicht der Freien Bürger große Priorität. 

Die Beschlüsse , die Entwicklung des Quartiers Innenstadt-Mitte auf den Weg zu bringen, sind gefasst. Es gilt nun, die notwendigen Maßnahmen sukzessive zu realisieren. Wir wollen und werden 2008 hier sichtbare Ergebnisse haben. Die Chancen stehen gut, dass die Forderungen nach hoher städtebaulicher Qualität realisiert werden können. Wichtigste Aufgabe bleibt ,die Projektentwicklung des STEG-Gebäudes. Gernsbach braucht dieses Projekt als Impulsgeber für die Entwicklung des Einzelhandels im Stadtzentrum.

Gleichzeitig ist es notwendig, die Planungen für die städtebauliche Entwicklung der Bleich-und Igelbachstraße voranzutreiben.

Ein großer Betrag wird fällig für den letzten Bauabschnitt der Sanierung der Ortsdurchfahrt Staufenberg. Der Gesamtaufwand von 1,45 Mio. € allein für den Anteil der Stadt Gernsbach an der gemeinsam mit dem Landkreis Rastatt durchgeführten Baumaßnahmen bedeutet ein hohes finanzielles Engagement. Dass dieses Vorhaben dringen geboten ist, erkennt jeder Verkehrsteilnehmer, der die Staufenberger Straße befährt.  

Die nach der ersten Runde der Haushaltsberatungen verbliebenen Maßnahmen im Vermögenshaushalt sind entweder durch Gemeinderatsbeschlüsse auf den Weg gebracht oder dringend geboten. Sie finden wie vorgelegt unsere Zustimmung.

Kommen wir zum Verwaltungshaushalt:

Während Bund und Länder versäumt haben, die konjunkturell guten Jahre mit einem hohen Steueraufkommen zu nutzen, Schulden zu reduzieren, haben wir in Gernsbach es geschafft, in den vergangenen 7 Jahren auf eine Neuverschuldung zu verzichten. Es war keine leichte Aufgabe, da hierzu unbequeme und unpopuläre Entscheidungen notwendig waren. Es war dennoch der richtige Weg.   Dies umso mehr, da Aufgaben und Ausgaben auf die kommunale Ebene verlagert wurden. Ich denke hier insbesondere an den Bereich Bildung und Erziehung, wo auf die Kommunen auch zukünftig zusätzlicher Personalaufwand zukommen wird. Es ist bildungspolitisch gewünscht, die Qualität und den Umfang der Betreuung zu verbessern. Aber bitte dann auch für eine angemessene Finanzausstattung der Kommunen sorgen!

Der Haushaltsentwurf sieht für 2009 eine Neuverschuldung vor. Zwei Millionen sind zur Finanzierung von Investitionen vorgesehen. Diese Tatsache allein rechtfertigt noch keine größeren Bedenken. Betrachtet man jedoch die mittelfristige Finanzplanung , die für die kommenden 3 Jahre Kreditaufnahmen von mehr als 6 Mio. € vorsieht, aus Sicht der Freien Bürger zu optimistische Gewerbesteuereinnahmen von durchschnittlich 4,4 Mio. € einplant, sowie mit steigenden Steueranteilen rechnet, dann muss man sich wohl zurecht fragen, wie dies funktionieren soll. Dies umso mehr bei Betrachtung des Investitionsvolumens. Die Stadionhalle, die Realschule , die Stadtentwicklung sind nur einige Projekte, die zeitnah realisiert werden müssen.

Die Tatsache, dass Verwaltung und Kämmerer bereits beim Entwurf des Haushaltes eine globale Minderausgabe zur Deckung vorsehen , zeigt, dass nachhaltige Einsparungen im Verwaltungshaushalt nur durch strukturelle Maßnahmen realisiert werden können. Die Freien Bürger begrüßen daher die Durchführung einer Geschäftsprozessoptimierung mit dem Ziel der Effizienssteigerung der Verwaltung. Bereits im Rahmen der Haushaltsberatungen des vergangen Jahres war durch den gemeinsamen Antrag der drei Ratsfraktionen eine Organisationsüberprüfung des Bauhofs beschlossen worden. Bis zum heutigen Tag ist dieser Beschluß nicht ausgeführt. Wertvolle Zeit ist verstrichen, haushaltswirksame Erkenntnisse fehlen.

Die Freien Bürger haben innerhalb der Fraktion eine sehr kontroverse  Haushaltsdiskussion geführt und wir sahen zunächst keine Chance aufgrund der Neuverschuldung und der daraus resultierenden Belastungen für die Zukunft, diesem Haushalt zuzustimmen. Im Hinblick auf positive Impulse für unsere heimische Wirtschaft, aufgrund notwendiger Cofinanzierung im Hinblick auf das Konjunkturprogramm II werden wir –und ich gebe zu mit Bauchweh- dem Haushalt mit Auflagen zustimmen. Und wir möchten die folgenden Forderungen als Antrag zum Beschluß durch den GR verstanden wissen:

Die derzeitige wirtschaftliche Gesamtsituation, sowie die prognostizierte  Entwicklung der Finanzen der Stadt Gernsbach veranlassen den Gemeinderat der Stadt Gernsbach , eine Zustimmung zum Haushalt 2009 von folgenden Bedingungen abhängig zu machen: 

-sofortige Vorbereitung der Einsetzung einer Strukturkommission mit dem Ziel der Verbesserung der Finanzsituation durch Reduzierung der Ausgaben und Verbesserung der Einnahmen im Verwaltungshaushalt , sowie durch Strukturmaßnahmen mit Auswirkungen auf den Vermögenshaushalt

-Beschluß des Gemeinderats, den Schuldenstand der Stadt Gernsbach bis 2020 unter den Landesdurchschnitt von Baden-Württemberg zu senken

-Erweiterung der Finanzplanung um eine  Berichterstattung und Analyse der Umfeldfaktoren bezogen auf die Stadt Gernsbach und zwar in den 10-Jahrestrends sowie im Vergleich zu ausgewählten Kommunen und dem Land B-W.

-Sofortige Beauftragung eines Bauhofgutachtens. Wir denken 1 Jahr Vorbereitung –ich erinnere an den Beschluß des Gemeinderats bei den vergangenen Haushaltsberatungen- sollte uns in die Lage versetzen, hier schnell zu reagieren.

-sofortiger Start einer qualifizierten Geschäftsprozessoptimierung

Ich schließe mit einem Zitat des griechischen Staatsmannes Perikles, der bereits 500 v.CHr. erkannte:    

„Es kommt nicht darauf an, die Zukunft vorherzusehen, sondern auf die Zukunft vorbereitet zu sein.“

In diesem Sinne laßt uns gemeinsam , die notwendigen Entscheidungen treffen, damit unsere Stadt auf die Zukunft vorbereitet ist.

Vielen Dank

Uwe Meyer

